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Anlage 6 zur GRDrs 859/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.02.01.xxx
32215215

	Amt für öffentliche Ordnung
	A 10 
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	---
	37.150 €


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer 0,5 Sachbearbeiterstelle, Besoldungsgruppe A10, für das Aufgabengebiet „Tierschutz und Schutz vor Tieren“ bei der Dienststelle „Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsangelegenheiten“. 
2
Schaffungskriterien

Das Amt für öffentliche Ordnung hat die weisungsgebundenen Pflichtaufgaben der Gefahrenabwehr im Bereich Schutz von und vor Tieren gemäß § 1 der Tierschutzzuständigkeitsverordnung und §§ 60 Abs. 1, 66 Abs. 2 und 68 des Polizeigesetzes zu erfüllen. Die Ermittlungs- und Koordinierungstätigkeiten in diesen Aufgabenbereichen wurden bisher von der Ermittlungsgruppe Tierschutz der Polizeihundeführerstaffel des Polizeipräsidiums Stuttgart (PPS) wahrgenommen. Dies war historisch gewachsen. Aufgrund einer polizeiinternen Organisationsuntersuchung wurde die Ermittlungsgruppe Tierschutz seit Anfang des Jahres 2012 sukzessive zum 1. September 2012 aufgelöst. Dies hatte zur Folge, dass nun die Ermittlungs- und Koordinierungstätigkeiten vom Amt für öffentliche Ordnung wahrgenommen werden müssen, was zu einer erheblichen Arbeitsvermehrung geführt hat.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Die Ermittlungsgruppe Tierschutz des PPS bearbeitete bis zu deren Auflösung zentral und abschließend alle im Stadtgebiet Stuttgart bei den Polizeirevieren angefallenen und von Bürgern gemeldeten Anzeigen, Meldungen und Hinweise über Tierhaltungen, sowohl im Bereich der Gefahrenabwehr als auch des Tierschutzes. Auch Überprüfungsaufträge des Amts für öffentliche Ordnung wurden von der Ermittlungsgruppe bearbeitet und per Polizeibericht übermittelt.
Seit dem Wegfall der Ermittlungsgruppe Tierschutz beim PPS wird das Amt für öffentliche Ordnung über Vorfälle zum Tierschutz und zum Schutz vor Tieren mittels „Vorkommnisberichten“ sofort in Kenntnis gesetzt. Diese beinhalten jedoch lediglich kurze Zusammenfassungen der Sachverhalte. Die Aufgabe des Amts für öffentliche Ordnung ist es, unverzüglich zukünftige Gefahren abzuwehren. Dazu sind weiterreichende, gerichtsbeständige Sachverhaltsermittlungen unerlässlich. Deshalb muss nun in jedem Fall der Sachbearbeiter die noch notwendigen Erhebungen prüfen und veranlassen. Anhand der Ergebnisse werden dann die notwendigen Maßnahmen eingeleitet. 

Für weitere Ausführungen wird auf die GRDrs 764/2012 verwiesen.

3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Die bisherigen dem Amt für öffentliche Ordnung übersandten Polizeiberichte, die meist innerhalb von ca. zwei Wochen der Behörde vorlagen, waren von den Spezialisten der Ermittlungsgruppe Tierschutz inhaltlich so umfassend bearbeitet, dass die Sachbearbeiter in der Lage waren, sofort nach Eingang die im Einzelfall notwendigen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr in den Bereichen Schutz vor Tieren und Schutz von Tieren durchzuführen. Durch die beschriebenen Änderungen ist dies nicht mehr gegeben.
Dies hat im Ergebnis zur Folge, dass die für die Verwaltungsverfahren notwendigen 

Erhebungen vom Amt für öffentliche Ordnung jetzt selbst vorgenommen werden müssen. Um den seit Frühjahr 2012 durch die stufenweise Auflösung der Ermittlungsgruppe Tierschutz beim Polizeipräsidium Stuttgart entstandenen Mehraufwand beim Amt für öffentliche Ordnung zumindest teilweise zu kompensieren, wurden bereits Aufgaben aus den Bereichen Schutz vor Tieren und Tierschutz auf mehrere Mitarbeiter innerhalb der Dienststelle „Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsangelegenheiten“ verteilt. 
Des Weiteren wurde das Amt im Februar 2013 mit dem Beschlussantrag Nr. 2 aus der GRDrs. 764/2012 ermächtigt, befristet für das Jahr 2013 für diese Aufgabe Personal im Umfang einer 0,5 Vollzeitkraft in EG 9 ohne Blockierung einer Planstelle einzustellen.
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen
Bei den Aufgaben in den Bereichen Schutz vor Tieren und Schutz von Tieren handelt es sich um unabweisbare Pflichtaufgaben zur Gefahrenabwehr. Diese könnten nicht mehr im bisherigen, erforderlichen Umfang wahrgenommen werden, da die Bearbeitung der Fälle mehr Zeitaufwand erfordert. Dies hätte zur Folge, dass aufgrund der Untätigkeit der Behörde die öffentliche Sicherheit und Ordnung in diesen Bereichen nicht mehr gewahrt ist. Eine Verschiebung der Aufgaben auf andere Dienstposten innerhalb der Dienststelle oder des Amts für öffentliche Ordnung ist nicht möglich, ohne die Wahrnehmung anderer zwingender weisungsgebundener Pflichtaufgaben einschneidend zu beeinträchtigen.

Dem Amt für öffentliche Ordnung obliegt eine strafbewehrte Garantenpflicht zur Gefahrenabwehr in den Bereichen Schutz vor Tieren und Tierschutz (§ 13 Abs. 1 StGB). Kommt das Amt dieser Pflicht nicht oder nicht rechtzeitig im notwendigen Umfang nach, können sich sowohl für Mitarbeiter als auch für die Landeshauptstadt Stuttgart (Entscheidungsträger) strafrechtliche Folgen und unkalkulierbare Haftungsrisiken ergeben und aufgrund Amtspflichtverletzungen kann die Stadt zur Leistung von Schadenersatz/Schmerzensgeld verurteilt werden.
Vor diesem Hintergrund ist die Schaffung einer 0,5 Stelle unabweisbar notwendig.
4
Stellenvermerke

Keine






